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DEE Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre fi Wee 2 ie eine a dat a 8 
00 2 55 1 iegen würde. Die heute in Oeſterreich beſtehenden gewerblichen Hilfs— 
Pränumerations⸗Erneuerung für das dritte Quartal rien laſſen ſich ihrer Entſtehung nach weſentlich A drei Gruppen 
1880 an die Adminiſtration einzuſenden. eintheilen: 
| 1. Die Caſſen der alten Gemerbegenofjenfchaften, Innungen, 
| Bünfte, mit Rückſicht auf die Unterſtützung erkrankter Gewerbegenoſſen. 
Inhalt. Dieſe Caſſen theilen das Schickſal der Inſtitute, mit welchen fie ver— 
Die Reform der gewerblichen Hilfscaſſen in Defterreich. Von Dr. Moriz einigt find, und in dem Maße, als die betreffenden Zwangsgenoſſen⸗ 
Caſpaar, B. Dir.⸗Secretär der Innerberger Hauptgewerkſchaft und Privat- ſchaften noch beſtehen und zahlungsfähig find, werden auch dieſe Caſſen 
docent an der k. k. Bergakademie in Leoben. noch wirkſam ſein. Die Einrichtung derſelben iſt jedoch eine veraltete, 
Mittheilungen aus der Praxis: dir Theilnahme der Hilfsarbeiter an der Verwaltung der Caſſen unge— 
Bei Vefipftörungen hat in einschlagigen Fallen neben dem civilgerichtlichen Ver⸗ nügend. Bei der bekannten Reformbedürftigkeit der Gewerbegenoſſen⸗ 
N bes ehren Eee Laaſerheſccr bonn 50. N ſchaften ift auch von den Caſſen derſelben heute keine weitverbreitete 
Nr. 93 (rückſichtlich dem Landesgeſetze für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, und kräftige Wirkſamkeit vorauszuſetzen. 


L. G. Bl. Nr. 71, 8 75) gleichzeitig ftatt. 2. Die von einzelnen Unternehmern oder von Gruppen derſelben 
Geſetze und Verordnungen. nach § 85 G. O. für ihre Arbeiter gegründeten Hilfscaſſen. Dieſe 
Perſonalien. beruhen meiſt auf Beitragsleiſtung der Unternehmer und Arbeiter, und 
Erledigungen. wurden ſpeciell in der der Gewerbeordnung unterſtehenden Montan— 


induſtrie ähnlich den Bruderladen eingerichtet. Ihre Organiſation beruht 
auf Mitwirkung der Mitglieder an der Verwaltung, ihr Zweck iſt die 
8 * ; Unterſtützung theils von Kranken allein, theils auch von Invaliden, 
Die Reform der gewerblichen Hilfscaſſen in Deſterreich. Witwen und Waiſen. Ihrer Verbindung mit den Unternehmungen ent 
5 8 £ ſprechend wird die Mitgliedſchaft durch ein ſpecielles Arbeitsverhältniß 
: J Bon Dr. Moriz Caſpaar, 85 bedingt und erliſcht mit deſſen Aufhören, wobei die Anſprüche der 
A ee bene und Privatdocent an der Mitglieder in verfchiedenen Maße durch Auszahlung einer Abfindung 
% ee berückſichtigt werden, oder auch einfach erlöſchen. 

Während die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens ſchon lauge 3. Die von Hilfsarbeitern allein gegründeten Hilfscaſſen. Die- 
unter den verſchiedenſten Formen und Namen Unterſtützungscaſſen für ſelben ſind in Oeſterreich neueren Urſprungs, nachdem die alten Reſte 
Arbeiter ins Leben gerufen haben, werden doch erſt in neueſter Zeit derartiger Vereinigungen, z. B. die Geſellenladen, ſchon lange verſchwunden 
Zweck und Organiſation derſelben einer theoretiſchen Unterſuchung unter- | find. Sie beſtehen nach dem Vereinsgeſetze auf dem Principe der Gegen— 
zogen, und als Ergebniß dieſer Unterſuchung wird allenthalben eine ſeitigkeit ohne rechnungsmäßige Sicherheit, reſp. Deckung. Dieſe Vereine, 
Reform des Arbeiter-Hilfscaſſenweſens als nothwendig dargeſtellt. Die Arbeiter-Kranken und Invalidencaſſen, ſchließen meift beide Hilfszwecke 
Organiſation der gewerblichen Hilfscaſſen wurde bisher von der Ver- in ſich, theils find fie nur Kranken-Unterſtützungscaſſen. Sie jmd für 
ſicherungstechnik wenig oder meift gar nicht beeinflußt, weil man die einzelne Gewerbe oder für Gruppen verwandter Gewerbe in einzelnen 
zu leiſtenden Unterſtützungen nach blos humanitären Grundſätzen beurtheilte, Orten, oder für alle Hilfsarbeiter ohne Unterſchied in beſtimmten 
ferner weil durch die häufigen Beitragsleiſtungen der Unternehmer, die Diſtricten gegründet, und wurden häufig zu größeren Verbänden ver— 
Verknüpfung der Caſſen mit localen Unternehmungen, die Abhängigkeit einigt. In dem loſen Beſtande der verſchiedenen Hilfsinſtitute, die ohne 
des Unterſtützungsanſpruches von ſpeciellen Arbeitsverhältniſſen der eme Einigung einem wichtigen Bedürfniſſe der heutigen Volkswirthſchaft, 
Charakter einer Verſicherung kaum zur Geltung kommen konnte. Nicht der Freizügigkeit der Arbeiter, nicht entſprechen, bilden ſie wichtige 
blos der Mangel der verſicherungsmäßigen Berechnung ſondern dieſe Keime einer ausdehnungsfähigen Entwicklung. Wenn ſie auch jetzt noch 
Verbindung des Unterſtützungsanſpruches mit Factoren, die außerhalb im Entſtehen begriffen ſind, dürſten ſie die größte Zukunft für ſich 
der Perſönlichkeit des Einzeluen liegen, mußten den Hilfscaſſen einen haben, und könnten dieſelben berufen ſein, die anderen Caſſen in ſich 
ganz anderen Charakter verleihen als einer Verſicherungsgeſellſchaſt. So allmälig aufzunehmen. 
beſteht denn auch in Oeſterreich eine große Zahl von Hilſscaſſen, Die dieſen drei Gruppen eingereihten gewerblichen Hilfscaſſen 
welche die gegenſeitige Unterſtützung erkrankter und arbeitsunfähiger weiſen in vieler Beziehung weitgehende Differenzen auf. Sie beſitzen 
Mitglieder, ſowie deren Witwen und Waiſen in verſchiedener Ausdehnung zum Theile Vermögen, zum Theile nicht; die Einzahlungen geſchehen 
als ihre Aufgabe bezeichnen, und dieſe Aufgabe, ſoweit es ihre Mittel nach einem Perceutſatze des verdienten Lohnes oder nach beſtimmten 
zulaſſen, erfüllen, ohne daß in den wenigſten Fällen den Einzahlungen Beträgen; die Unterſtützungen find entweder nach dem verdienten Lohne, 


ul 
oder fie find von vorneherein ziffermäßig feſtgeſtellt. Der Beitritt zu 
denſelben iſt entweder ein freiwilliger, oder es entſteht die Mitglied- 
ſchaft durch den Eintritt in ein beſtimmtes Arbeitsverhältuiß, iſt alſo mehr 
weniger eine zwangsweiſe. Die Mängel, welche dieſen verſchiedenen 
Hilfscaſſenanhaften, und welche dieſelben auch mit den in Oeſterreich 
beſtehenden Bruderladen größtentheils theilen, ſind daher: Der Mangel 


einer ſtreng rechnungsmäßigen Feſtſtellung der Leiſtungen und Eins | 


zahlungen, ſowie faſt regelmäßig der Mangel eines genügend großen 
Fondes, um mit Sicherheit eine dauernde Leiſtung der zugeſicherten 


Unterſtützungen garantiven zu können. Ferner ſind die Einzahlungen oft 


ſehr gering und dem entſprechend die Unterftüßungen jo nieder bemeſſen, 
daß die Unterſtützungsbedürftigen noch nebſtbei an die öffentliche 
Kranken- und Armenpflege angewieſen find. Durch die beſtehenden Caſſen 
wird zumeiſt die Freizügigkeit behindert, indem mit dem Ortswechſel 
oder auch mit der Auflöſung eines ſpeciellen Arbeitsverhältniſſes der 
Verluſt der Mitgliedſchaft und der erworbenen Anſprüche verbunden 
iſt. Häufig werden die verſchiedenen Unterſtützungszwecke ohne geſonderte 
Rechnung und Caſſenführung vereinigt und endlich umfaſſen die 
beſtehenden Caſſen weitaus nicht die geſammten gewerblichen Hilfsarbeiter, 
ſo daß vielfach die öffentliche Kranken- und Armenpflege als Erſatz 
eintreten muß. 


Iſt unn auch die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit eines 
organiſirten Unterſtützungsweſens eine allgemeine und beſteht darüber 
kein Zweifel, daß die heute beſtehenden Einrichtungen dem Zwecke nicht 
voll entſprechen, den Arbeiter gegen die Wechſelfälle des Lebens, ſowie 
gegen die naturgemäß eintretende Arbeitsunfähigkeit ſicherzuſtellen, alſo 
unbedingt einer Reform bedürſen, ſo gehen doch ſowohl in Theorie als 
Praxis die Meinungen über die Ausführung der Reform, und über 
die richtige Organiſation des Caſſenweſens ziemlich weit auseinander. 
Die beſte Kritik der beſtehenden Arbeiter-Unterſtützungscaſſen, ſowie eine 
Darſtellung der nach dem heutigen Erwerbsleben nothwendigen Arbeiter— 
verſicherung enthält Breutano's Schrift „Die Arbeiterverſicherung 
gemäß der heutigen Wirthſchaſtsordnung“, welche zwar ſpeciell die 
deutſcheu Verhältniſſe im Auge hat, die aber nahezu vollſtändig auch 
auf die öſterreichiſchen Verhältniſſe paßt. Es ſei geſtattet, daraus folgende 
Stelle zu entnehmen, die wohl im Anſchluſſe an Engel's „Preis der 
Arbeit“ die Principien der Arbeiterverſicherung am Beſten formulirt: 
„Es ergibt ſich uns demnach als eine dritte Forderung der heutigen 
Wirthſchaftsordnung bezüglich des Arbeitsverkaufes, daß der Arbeiter, 
damit die Selbſtkoſten der Arbeit aus deren Preiſe gedeckt werden, eine 
ſechsfache Verſicherung eingehe, nämlich: 1. eine Verſicherung der 
Erziehungsgelder ſeiner Kinder für den Fall des eigenen Todes, 2. eine 
Altersverſicherung, 3. eine Begräbnißgeld Verſicherung, 4. eine Juva— 
liditätsverſicherung, 5. eine Krankenverſicherung und 6 eine Verſicherung 
für den Fall von Arbeitsunfähigkeit in Folge mangelnder Nachfrage 
nach Arbeitskraft.“ Vorausſetzung für die wirkliche Durchführung dieſer 
Verſicherungen iſt die Organiſation der Arbeit, durch welche der Arbeits— 
lohn auf die Selbſtkoſten der Arbeit gebracht werden könne. Die hier 
angeführten Verſicherungen mit Ausnahme der letzten finden wir häufig 
in öſterreichiſchen Hilfscaſſen vertreten, ſpeciell auch in den Bergbau— 
Bruderladen, freilich nicht in der eigentlichen Form von Verſicherungen 
und nur in einem beſcheidenen Ausmaße. 


Hält man ſich obige theoretiſche Forderung vor Augen, deren 
Richtigkeit ſchwerlich angeſochten wird, wenn auch über das Wie der 
Durchführung verſchiedene Anſchauungen herrſchen, und betrachtet man 
die Verhältniſſe der beſtehenden Hilfscaſſen, ſo muß man entſchieden 
zugeben, daß die Arbeiterverſicherung in Oeſterreich ſich noch in den 
Anfängen befindet. Auf welche Weiſe aber eine allgemeine wirkliche 
Arbeiterverſicherung zu erreichen iſt, ob die freiwillige Aſſociation im 
Stande ſein wird, ſie zu bewirken, ob ein Verſicherungszwang und für 
welche der angeführten Verſicherungen einzuführen, ob überhaupt für 
einzelne Aufgaben der Arbeiterverſicherung ſeparate Caſſen errichtet 
werden ſollen oder ob die allgemeinen Verſicherungsgeſellſchaften ein⸗ 
zutreten haben, dies ſind principielle Streitfragen. Gegenüber dieſem 
Streite der Theorien hat das Beſtehende den geſetzlichen Beſtand für 
ſich; beſonders in dem Falle, in welchem auch das theoretiſche Ideal 
nicht unbeſtritten daſteht. Es tritt hier jedenfalls die Frage der Zweck— 
mäßigkeit in ihr Recht, und zwar in erhöhtem Maße, wenn 
ein Reformproject die Gefahr nahelegt, daß es mehr negativ als 
poſitiv wirken könne. Es mag als eine ſehr undankbare Aufgabe 
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erſcheinen, bei voller Erkenntniß der Mängel des in Oeſterreich 
beſtehenden Hilfscaſſenweſens, ſowie der für die Verſicherung einzig 
anwendbaren Principien für die gegenwärtigen Caſſen einzuſtehen 
Kuh einer Reform gerade in der Richtung entgegenzutreten, wo dieſelbe 
mit den weſentlichſteu Mißſtänden völlig brechen will. Und doch iſt es 
ſpeciell eine Art der Caſſen, es ſind die Verſorgungscaſſen, welche 
durch die geplante Reform gefährdet erſcheinen. Die Regierungsvorlage 
von 1879 betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbe- 
ordnung euthält im III. Titel „Gewerbliche Hilfscaſſen“ ſowie in dem 
Anhange „Normativbeſtimmungen für regiſtrirte gewerbliche Hilfs⸗ 
caſſen“ Anordnungen, welche bei aller Zweckmäßigkeit und theoretiſcher 
Vorzuüglichkeit ſolche Forderungen an die beſtehenden Hilfscaſſen ſtellen, 
daß dieſelben bei ſtrenger Durchführung den Beſtand einer großen 
Zahl derartiger Inſtitute in Frage ſtellen. Die Beſtimmungen tragen 
den beſtehenden Eigenthümlichkeiten der häufig ganz verſchiedenen Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und Entwicklung nicht in dem Maße Rechnung, daß 
zu erwarten ſteht, die beſtehenden Caſſen würden ſich in der vom 
Geſetze vorgeſchriebenen Zeit dem aufgeſtellten Rahmen einpaſſen 
können, und gefährden durch die obligate Auſlöſung jener Caſſen, die 
| ihre Statuten nicht binnen ſechs Monaten den Normativbeſtimmungen 
anpaſſen, weſentlich einen bedeutſamen Zweck der Hilfscaſſen, es iſt 
dies das Verſorgungsweſen. Nachdem die Verſorgungscaſſen gegenüber 
den Krankencaſſen nicht obligat ſein ſollen, jo könnte das Reſultat 
ſein, daß ſehr viele Verſorgungscaſſen aufgelöſt würden, während das 
Geſetz dafür keine Garantie bietet, daß auch neue gegründet werden. 
Dies würde aber keinen Fortſchritt, ſondern Rückſchritt bedeuten. Mögen 
auch einzelne ihrem Zwecke gegenwärtig nicht voll entſprechen, mögen 
ſie in ihrer gegenwärtigen Verfaſſung auch nicht die theoretiſche Gewähr 
für alle Eventualitäten bieten, ſo ſind ſie doch wahrlich beſſer als keine; 
fie find die Entwicklungskeime einer ſocial dringend nothwendigen Ein- 
richtung, die möglichſt geſchützt, in ihrem Gedeihen gefördert, nicht 
aber einer theoretischen, wenn auch richtigen Anficht geopfert werden 
dürfen. Die obligate Unterordnung ſämmtlicher beſtehenden Caſſen unter 
die Normativpſtatuten, die ſtrenge Maßregel der Auflöſung jener Caſſen, 
die den geſetzlichen Anforderungen nicht binnen der kürzeſten Zeit ent- 
ſprechen, müſſen als ein zu ſchroffes Eingreifen in rechtlich beſtehende 
Verhältniſſe bezeichnet werden. Es war ja gerade der Mangel einer 
ſpeciellen Geſetzgebung, welcher Caſſen ſo verſchiedenartiger Form und 
Einrichtung entſtehen ließ, und es muß die Einpaſſung der verſchieden— 
artigen Inſtitute unter eine Form um ſo ſchwieriger erſcheinen, je 
mannigfaltiger die heute beſtehenden Hilfscaſſen organiſirt ſind und je 
verſchiedenartiger die geſchichtliche Entwicklung und die Entſtehung der 
einzelnen iſt. Die Schwierigkeiten werden auch für die einzelnen Caſſen, 
je nach ihrem Vermögensſtand und nach den Lohnverhältniſſen ihrer 
Mitglieder, ſehr verſchieden ſein, und gerade dort, wo die Verhältniſſe 
am ſchlechteſten ſind, werden weitgehende Forderungen am ſchwierigſten 
durchzuführen fein. Aus der bloßen Aufſtellung von Normativſtatuten, 
ſeien ſie auch noch ſo vorzüglich, kann kein Schluß gezogen werden, 
daß dieſelben auch wirklich zur Anwendung gelangen, ſobald nicht das 
Geſetz die obligate Bildung ſolcher Caſſen und den Zwangsbeitritt 
vorſchreibt, und ſo künſtlich jene Aenderung in den Lohnverhältniſſen 
hervorruft, die für das Eingehen der verſchiedenen Verſicherungen ſich 
als nothwendig herausſtellt oder aber die freiwillige Bildung ſolcher 
Caſſen und allſeitige Theilnahme an denſelben, welche eine Organiſation 
der Arbeit vorausſetzen, auf anderem Wege die allgemeine Verſicherung 
ermöglichen. Aber auch für eine Organiſation der Arbeit dürfte in 
Oeſterreich mit ſeinen verſchiedenen Nationen und Culturſtufen und 
dementſprechenden Lebenshaltungen der Arbeiter noch nicht die Zeit 
gekommen ſein, um hier allgemein viel Erſprießliches erwarten zu 
können. Caſſenzwang wird nur für Krankennnterſtützung vorgeſchlagen; 
es iſt alſo nicht abzuſehen, wie an eine allgemeine Einführung der 
nach den Normativftatuten vorgeſchlagenen Verſorgungscaſſen in 
Oeſterreich zu denken ſei und wie der Erſatz für jene Caſſen geſchaffen 
werden wird, die bei Einführung der Normativſtatuten wahrſcheinlich 
ihre Exiſtenz einbüßen werden. Es ſollen nun jene Beſtimmungen 
Jad Regierungsvorlage einer Erörterung unterzogen werden, welche, 
über die Reſorm der Gebahrung und Verwaltung hinausgehend, die 
weitgehendſten Aenderungen für die beſtehenden Caſſen mit fi 
bringen. 

Die Beſtimmungen über gewerbliche Hilfscaſſen ſind enthalten im 
III. Titel der Vorlage von 1879, Art. 62—95, ſowie in dem 


Anhange „Normativbeſtimmungen für gewerbliche Hilfscaſſen“ 88 1—60. 
Der Titel III enthält folgende weſentliche Beſtimmungen: 


1. Jeder gewerbliche Hilfsarbeiter iſt verpflichtet, einer regiſtrirten 
Krankencaſſe anzugehören. (Art. 63.) 


2. Inſoweit durch freiwillige Caſſen dem Bedürfniſſe der 
Krankenunterſtützung nicht entſprochen wird, hat die politiſche Landes⸗ 
behörde ſolche Caſſen von Amtswegen zu errichten. (Art. 65.) Es 
wird ſomit ein Beitrütszwang nur bezüglich der Krankencaſſen feſt— 
geſtellt, während der Beitritt zu den Verſorgungscaſſen ein freiwilliger 
eie, Dementſprechend werden auch nur Krankencaſſen, wo ſolche 
2 an Amtswegen errichtet. Der Regierungsentwurf hält ſomit 
15 e aufrecht, daß von allen Verſicherungen, die wir oben citirt, 
führun ntengeldverſicherung die wichtigſte iſt, daher ihre obligate Ein- 
11 19 feſtgeſtellt wird, während alle übrigen Verſicherungen der 
reiwilligen Caſſenbildung und dem freiwilligen Beitritte überlaſſen 
ſind. Der Beitrittszwang wird in dem Motivenberichte eigentlich 
eoretiſch nicht motivirt, ſondern nur als zweckmäßigſte Löſung der 
Krankenverſorgung dargeſtellt. Der Zwangsbeitritt wird ähnlich dem 
Heſetze des deutſchen Reiches vom 8. April 1876 betreffend die 
Abänderung des Titels VIII der Gewerbeordnung feſtgeſtellt, jedoch 
mit dem Unterſchiede, daß daſelbſt der § 141 a beſtimmt, „durch 
Ortsſtatut kann die Betheiligung zur Pflicht gemacht werden“. Ueber 
dieſen Zwangsbeitritt zu deutſchen Hilfscaſſen ſagt Brentano a. a. O. 
auf Seite 71: „Eine Verpflichtung der Arbeiter für die Zeit, als 
Ne beſchäftigt find, wöchentliche Hilfscaſſeubeiträge zu zahlen, iſt aber 
ohne gleichzeitige Garantie der Beſchäftigung keine Verpflichtung, ſich 
zu verſichern, denn da die Anſprüche des Arbeiters auf Unterſtützung 
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Mittheilungen aus der Praxis. 
Bei Beſitzſtörungen hat in einſchlägigen Fällen neben dem civil⸗ 
gerichtlichen Verfahren nach der kaiferlichen Verordnung vom 
27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, auch das Verfahren nach 
dem Waſſergeſetze vom 30. Mai 1869, Nr. 93 (rückſichtlich dem 
Landesgeſetze für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. 
Nr. 71, § 75) gleichzeitig ftatt.*) 

Johann K. klagte den Franz V. wegen Beſitzſtörung, wogegen 
Letzterer unter Anderem auch die Einwendung der Incompetenz der 
Gerichte erhob, weil es ſich um Aenderung eines Waſſerlaufes handelt 
und daher die k. k. Bezirkshauptmannſchaft zur Entſcheidung der ſtrei⸗ 
tigen Angelegenheit berufen ſei. 

Das k. k. Bezirksgericht zu N. hat unter Verwerfung der Ein- 
wendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte mit dem Erkenntniſſe vom 
16. Jänner 1879, 8. 511, in der Hauptſache entſchieden, der Belangte 
Franz V. habe dadurch, daß er quer über den in ſeinem Walde Par⸗ 
celle Nr. 316 befindlichen Fahrweg einen Graben aushob, ſohin dieſen 
Fahrweg in ſeiner ganzen Länge von jenem Quergraben an bis zum 
Walde des Klägers Johann K. Parcelle Nr. 315 aufgehackt und mit 
Bäumchen bepflanzt hat, den Kläger im ruhigen Beſitze des Rechtes, auf 
dieſem Fahrwege über der Parcelle Nr. 316 in ſeinen — des Klägers — 
Wald hin und zurück zu ſahren, geſtört, ſei mithin verpflichtet, den 
geſtörten Beſitzſtand wiederherzuſtellen und jeder weiteren Störung ſich 
zu enthalten. 

Nach gepflogenem Einvernehmen mit der betreffenden k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, dem Landesausſchuſſe und der k. k. Statthalterei, 
welche ſich übereinſtimmend dahin ausſprachen, daß die Angelegenheit 


ſeitens der Hilfscaſſen aufhören, ſobald er durch Beſchäftigungsloſigkeit unter die Beſtimmungen des Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870 
außer Stande geſetzt wird, Beiträge zu zahlen, wird der Arbeiter that- ſalle, hat das k. k. Oberlandesgericht zu Prag mit der Entſcheidung 


ſächlich gar nicht verſichert, ſondern eine ſolche Verpflichtung iſt eine 
lrmenſteuer, die man von den Arbeitern, die Beſchäftigung gefunden 
haben, erhebt.“ 


Er 3. Sämmtliche beſtehenden Hilfscaſſen oder Vereine müſſen ihre 
Statuten den Normativbeſtimmungen binnen 6 Monaten anpaſſen, 
widrigens fie von Amtswegen aufzulöſen find und ſämmtliche neu zu 
errichtenden ſowie beſtehenden Caſſen müſſen regiſtrirt werden. (Art. 73, 
74). Hier muß hervorgehoben werden, daß der öſterreichiſche Entwurf 
über die Beſtimmungen des citirten deutſchen Geſetzes hinausgeht. Das 
deutſche Hilſscaſſengeſetz gilt vor Allem nur für Krankencaſſen, weiters 


wird die Verfaſſung der auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften des Belangten, welches bisher auf dem ſtreitigen Fahrwege abfloß 


abgeleitet und hiedurch unter Einem der tiefer liegende Fahrweg geſchützt 


gegründeten Caſſen dadurch nicht berührt, und wird nur bezüglich der 
Beitrittspflicht den beſtehenden Caſſen eine eventuelle Aenderung vor— 
geſchrieben; endlich wird die Friſt für die Bewirkung der gefetzlichen 
Zulaſſung im Art. 2 des Geſetzes vom 8. April bis zum Ablauf des 
Jahres 1884, alſo auf acht Jahre geſtellt. Jedem mit dem Hilfs⸗ 
eaſſenweſen Vertrauten muß die im öſterreichiſchen Entwurfe vorgeſchriebene 
Friſt von 6 Monaten als unbedingt zu kurz erſcheinen, und kann 
dem gegenüber eine bloße Friſterſtreckung nicht abhelfen. Dadurch, daß 
das Geſetz nach der Vorlage auf alle beſtehenden Caſſen rückwirken ſoll 
und daß in ſolch kurzer Zeit ſo bedeutende Aenderungen durchgeführt 
werden ſollen, werden Schwierigkeiten weittragender Natur geſchaffen, 
die für viele Caſſen eine Unſicherheit in ihrem Fortſtande mit ſich 
bringen. Bei Abfaſſung des deutſchen Geſetzes wurden dieſe Schwierig— 
keiten berückſichtigt, es wurde dem geſetzlich Beſtehenden mehr Rech— 
nung getragen, und es dürfte doch eine nicht zu rechtfertigende Annahme 
fein, daß dieſe Schwierigkeiten in Oeſterreich in einer fo ganz unver⸗ 
hältnißmäßig kürzeren Zeit gelöſt werden ſollten, beſonders da ja hier 
das Gebiet, auf welches die Reform ſich erſtrecken ſoll, ein weitaus 
größeres iſt. Es iſt unbedingt viel leichter für Krankencaſſen als für 
Verſorgungscaſſen derlei durchgreifende Aenderungen durchzuführen, 
beſonders wo ſie in bedeutenden Erhöhungen der Einzahlungen zum 
Ausdrucke gelangen. 


(Fortſetzung folgt.) 


vom 18. Februar 1879, 3. 5298, dem Recurſe des Belangten zum 
Theile ſtattgebend, den erſtrichterlichen Erkenntnißbeſcheid in dem Punkte, 
kraft deſſen erkannt wurde, der Belangte habe dadurch, daß er über die 
ganze Breite des durch ſeinen Wald Parcelle Nr. 316 führenden 
Weges einen Graben ausheben ließ, den Kläger Johann K. im Beſitze 
des Rechtes, auf dieſem Wege über die Parcelle Nr. 316 in ſeinen — 
des Klägers — Wald hin und zurück zu fahren, geſtört, dahin abgeändert, 
daß der Kläger mit dieſem Theilbegehren an die zuſtändige politiſche 
Behörde gewieſen werde, denn es ſei durch das Gutachten der Sad): 
verſtändigen ſichergeſtellt, daß dieſer Graben eine Waſſerableitung und 
zu dem Zwecke errichtet ſei, damit das Waſſer von dem Feldgrundſtücke 


werde. Es handelt ſich alſo um den natürlichen Ablauf des Waſſers, 
welches ſich auf dem Feldgrundſtücke des Belangten anſammelt und um 
die willkürliche Aenderung des beſagten Ablaufes durch Errichtung einer 
Leitung, wovon in den SS 10 und 11 des Geſetzes vom 30. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 93, die Rede iſt und worüber die Verhandlung 
und Entſcheidung nach der Auffaſſung des k. k. Oberlandesgerichts mit 
welcher auch die k. k. Statthalterei übereinſtimmt, nach $ 75 des Lan— 
desgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71, 
den politiſchen Behörden zufteht, weil aus den Beſtimmungen der 88 4 
ad b und d, dann 27 des ebencitirten Geſetzes hervorgeht, daß dieſes 
Geſetz ſich auch auf die Aenderung des Ablaufes der Gewäſſer erſtreckt, 
aden ſich auf Privatgrundſtücken aus atmoſphäriſchen Niederſchlägen 
ilden. 

Die Einwendung der Incompetenz, auf welche der Richter von 


Amtswegen Bedacht zu nehmen hat, iſt daher begründet und wurde 


mithin der Beſcheid erſter Inſtanz nach S 1 a. b. G. B. und den 
Hofdecreten vom 28. October 1815, 3. 1187, und vom 5. October 
1816, 3. 1285, in dieſem Punkte abgeändert, ſowie auch Kläger an 
die zuſtändige politiſche Behörde gewieſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit dem Deerete vom 
9. April 1879, 3. 3546, den Beſcheid der zweiten Inſtanz behoben 


) Vergl. die grundſätzlich entgegengeſetzte Entſch. des k. k. oberſten Gerichts⸗ 
hofes vom 1. April 1879, Z. 2867, in Nr. 40, Jahrg. 1879 dieſer Zeitſchr., — wonach 
ein diesfälliges Einſchreiten der Gerichte im Proviſorialwege ausgeſchloſſen iſt, — 
insbeſondere aber die Entſcheidung derſelben höchſten Juſtanz vom 7. October 
1879, 3. 10005, in Nr. 47 desſelben Jahrganges, wonach es „gegen die Grund⸗ 
ſätze eines geſetzlich geregelten Wirkungskreiſes öffentlicher Organe verſtoßt, ſohin 
nicht geftattet fein kann, eine und dieſelbe Angelegenheit bei Gerichts- und bei 
Verwaltungsbehörden gleichzeitig anhängig zu machen.“ 


und jenen der erſten beſtätigt, weil inſoferne durch jenen Graben der 
natürliche Ablauf des Waſſers willkürlich geändert wurde, das Ver⸗ 
fahren nach § 75 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. 
Nr. 71, platzgreift, welches den Gerichten nicht zuſteht, was jedoch 
nicht hinderlich ſein kann, damit, inſofern durch dieſen eigenmächtig 
errichteten Graben auch der Beſitz des Fahrrechtes geſtört wurde, der 
Kläger um den Schutz feines Beſitzes anlange, welchen die Gerichte 
nach §8 339 a. b. G. B. und der kaiſ. Verordnung vom 27. October 
1849 zu gewähren berufen ſind. Das Verfahren nach dem Waſſergeſetze 
hat zugleich und neben dem gerichtlichen Verfahren platzzugreifen und 
obliegt dem Belangten, ſich diesfalls an die zuſtändige politiſche Behörde 
zu wenden. R. 


Geſetze und Perordnungen. 
1880. I. Quartal. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier— 
mark. 
J. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. 
1. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 24. December 
1879 über die Allerhöchſte Genehmigung der proviſoriſchen Ausſchreibung und 


Einhebung der zur Deckung der Landesbedürfniſſe im Jahre 1880 erforderlichen | 


Umlagen in dem für das Jahr 1879 feſtgeſetzten Ausmaße. 
2. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 26. December 
1879, betreffend die Vergütung für die der Militärmannſchaft auf dem Durch⸗ 
zuge gebührende Mittagskoſt. 
3. Kundmachung des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes vom 20. December 
1879, betreffs Auftheilung der Schulkoſten. 
II. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. 
4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 1. Jänner 1880, 
betreffend die Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten. 
III. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. 
5. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Februar 1880, mit welcher 
der Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung des Jahres 1880 


verlautbart wird. i 
IV. Stück. Ausgeg. am 18. März. 


6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 25. Februar 1880, 
über die nachträgliche Zuerkennung der Begünſtigung des einjährigen Freitvilligen- 
dienſtes für 1880 an Wehrpflichtige, welche den freiwilligen Eintritt ohne ihr 
Verſchulden verſpäten. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzoͤgthum Kärnten. 


I. Stück. Ausgeg. am 3. Jänner. 
1. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 30. December 


1879, Z. 9627, betreffend die Abänderung der Verſchiebungstage für den Haupt⸗ 


ſchub Villach⸗Laibach und zurück. 
II. Stück. Ausgeg. am 4. Jänner. 
2. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 2. Jänner 1880, 
Nr. 1/P., betreffend die Allerhöchſte Entſchließung wegen der proviſoriſchen Fort— 
einhebung der Landesumlagen im Jahre 1580. 
III. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 
3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 11. Februar 
1880, 3. 1091, betreffend die Vornahme der Recrutirung im Jahre 1880. 
IV. Stück. Ausgeg. am 27. Marz. 
4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 20. März 1880, 
3. 1999, betreffend den Betrieb der Ankerüberfuhr über die Drau bei Lavamünd. 
5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 22. März 1880, 
3. 1945, betreffend die Ermächtigung der Gemeinde Winklern zur Fällung von 
Schuberkenntniſſen. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
I. Stück. Ausgeg. am 17. Jänner. 

1. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 2. December 
1879, 3. 8716, womit der Vorſpannspreis in Krain für die Zeit vom 1. Jänner 
bis 31. December 1880 feſtgeſetzt wird. 

2. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 28. December 
1879, 3. 9627, betreffend die Feſtſtellung der Militär⸗Durchzugsgebühr in Krain 
für die Zeit vom 1. Jänner bis 31. December 1880. 
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3. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 2. Jänner 
1880, Z. 3, betreffend eine Aenderung in der Einrichtung des zwiſchen Laibach 
und Villach beſtehenden Hauptſchubes. 
II. Stück. Ausgeg. am 21. Februar. 
4. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 11. Februar 
1880, 3. 1327, betreffend die Tage und Orte der Hauptſtellung der Wehrpflichtigen 
in Krain für das Jahr 1880. 


| Perſonalien. 


! Seine Majeſtät haben dem Honorar-Legationsſecretär Dr. Sigismund 
Rudolf Blum als Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe in 
Gemäßheit der Ordensſtatuten den Ritterſtand mit dem Prädicate Blankeuegg 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe bei der küſtenländiſchen Statthalterei 
Dr Victor Pozzi das Ritterkreuz des Leopold-Ordens mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der k. k. priv. Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft „Riunione Adriatica di Sieurtä* in Trieſt Alexander Daninos als 
Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe in Gemäßheit der Ordeus— 

ſtatuten den Ritterſtand verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Prag Emilian Skramlik 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſfſe mit Nachſicht der Taxen verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Poſtmeiſter in Leipnik Ignaz Kamareith 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptmünzamtsdireetor Hofrath Alois 
Szaslavsky anläßlich feiner Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Profeſſor am Schottengymnaſium in Wien 
P. Dr. Sigmund Gſchwandner taxfrei den Titel eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Karl Mann in Linz anläßlich 
ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand tarfrei den Titel eines Oberbaurathes 
verliehen. 

' Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der kaiſ. Akademie der Wiffen: 
ſchaften, Direktor des k. k. Haus-, Hof- und Staatsarchivs Hofrath Alfred 
Ritter von Arneth taxfrei die Würde eines geheimen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksſchulinſpeetor und Profeſſor an der 

Landes⸗Oberrealſchule in Graz Ignaz Schrotter taxfrei den Titel eines 

| kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern hat die von dem leitenden 
k. u. k. Confulate in Port⸗Said verfügte Beſtellung des bisherigen Geranten 
der k. u. k. Conſularagentie in Ismailia G. B. Confalonteri zum Confular- 
| agenten daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Secretärsſtelle bei der k. k. Telegraphendirection in Wien mit der achten 
Rangsclaſſe, bis 30. Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 
| Materialverwaltungs⸗Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe mit der 
Verpflichtung zum Erlage einer Dienſtkaution im Gehaltsbetrage bei der k. k. 
Bergdirection in Pribram, bis 28. Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 
Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle in der achten, eventuell eine Steuer-Inſpectors— 
ſtelle in der neunten Rangsclaſſe für den directen Steuerdienſt bei den Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften in Niederöſterreich, bis 1. Juli. (Amtsbl. Nr. 131.) 
| Verwaltersſtelle bei der k. k. Tabakfabrik zweiter Kategorie in Krakau 
in der neunten Rangsclaſſe mit Genüſſe eines Holzgeldes und freier Natural⸗ 
wohnung und mit der Verpflichtung zur Cautionsleiſtung im Gehaltsbetrage, bis 
1. Juli. (Amtsbl. Nr. 131.) 
Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Bergakademie in Leoben mit einer Beſtallung 
von 600 fl. und Erhöhung derſelben auf 700 fl. und 800 fl., bis 20. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 131.) 
Bezirkscommiſſärsſtelle im Status der Bezirkscommiſſäre für Böhmen mit 
der neunten Rangsclaſſe, ſowie die hiedurch zur Erledigung gelangende Statt- 
halterei⸗Concipiſtenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juni. (Amtsbl. 
Nr. 133) 
| Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium des Innern mit der elften Rangs⸗ 
claſſe. 


(Amtsbl. Nr. 134.) 
Finanzproeuraturs⸗Secretarsſtelle bei der k. k. Finanzprocuratur in 
Klagenfurt mit der achten Rangselaſſe, bis 22. Juni. (Amtsbl. Nr. 134.) 


Druckfehler⸗Berichtigung. 


In Nummer 24 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchrift im Leitartikel 

auf Seite 100 in der zweiten Spalte, Zeile 11 von unten ſoll es anftatt: „der 

| Kreis der mauthfreien Fuhren“ richtig heißen: „der Kreis der mauthpflichtigen 
Fuhren“. 


DEE Hiezu als Beilage: Bogen 11 der Erkennt, 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


